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Genügen fünf? Braucht es sieben?
«Bund»-Leserinnen und -Leser zur Verkleinerung der Berner Stadtregierung, die heute auf der Traktandenliste des Parlaments steht

«Schon jetzt total überfordert»

«Ob Bundesräte, Regierungsräte
oder Gemeinderäte, bei der wach-
senden Aufgabenflut sind doch
diese Leute schon jetzt total über-
fordert», schreibt Hanspeter Fors-
ter aus Bern. «Vieles kann und wird
nur noch ,angedacht‘, aber zur
Realisierung fehlen schlicht die
Ressourcen. Und da will man von
7 auf 5 reduzieren, um den verblei-
benden Räten noch mehr anzu-
hängen. Man kann natürlich noch
mehr abschieben und privatisie-
ren, aber ob das die Lösung ist, ist
mehr als fraglich.»

«Klar Anhänger der Reduktion»

Zwischen 1966 und 1978, als er im
Berner Stadtrat sass, habe er un-
zählige Male mit dem «unvergess-
lichen» Stadtpräsidenten Reynold
Tschäppät über die Verkleinerung
der Stadtregierung diskutiert:
«Schon damals hätte man reduzie-
ren können», sagt Heinz Thalmann,
Bern. Der ehemalige CVP-Stadtrat
ist auch heute noch «ein klarer An-
hänger einer Reduktion». Dass er
damit im Widerspruch zur heuti-
gen CVP-Meinung steht, stört ihn
nicht: «Die kleinen Parteien haben
ihre Vertretung im Parlament, und
dort kommen sie zum Zug.»

«. . . dafür klappt alles»

Sie sei klar für 7, sagt Helene Ott,
Bern. «Wenn die Gemeinderäte
überarbeitet sind, kommt es nicht
gut. Dann hat man Verhältnisse
wie auf der Steuerverwaltung, wo
sie zweimal die gleiche Rechnung
stellen.» Ihr sei eine etwas grössere
Verwaltung lieber, sagt die Rentne-
rin, «dafür klappt alles.»

Nachteil für Minderheiten

Aus demokratiepolitischen Grün-
den sei er gegen eine Verkleine-
rung, sagt Hasim Sancar, Bern. Die
Minderheiten hätten nichts mehr
zu sagen. Wenn SP und FDP zu-
sammenspannten, «können sie
tun, was sie wollen».

«. . . ist zu machen»

«Wir müssen ja sparen, und wir
sind überschuldet», sagt Ursula
Krummen, Bern. Deshalb sei sie
«sehr dafür», die Stadtregierung zu
verkleinern. «Fünf können das
auch leisten. Wenn man das intelli-
gent organisiert, ist es zu machen.»

«Unbedingt für Verkleinerung»

Madeleine Nyfeler, Bern, spricht
sich «unbedingt für die Verkleine-

rung» aus. In den letzten Jahren
seien die Aufgabenbereiche des
Gemeinderats merklich reduziert
worden. «Wenn sie weniger zu tun
haben, können sie es auch mit we-
niger Personen machen.»

«Effizienzsteigerung»

Christian Hochuli, Bern, verspricht
sich von 5 statt 7 eine Effizienzstei-
gerung. «Ich nehme an, mit fünf
Gemeinderäten lässt sich die Stadt
ohne weiteres anständig regieren.» 

«Auf jeden Fall für 5»

Er sehe nicht ein, warum eine
Stadt, deren Einwohnerzahl stän-
dig gesunken sei, noch von sieben
Personen regiert werden müsse,
sagt Christian Jost, Bern. «Ich bin
auf jeden Fall für 5.» Nur aus partei-
politischen Gründen auf eine Ver-
kleinerung zu verzichten fände er
grundfalsch. Das Argument, dass
die kleinen Parteien nicht mehr im
Gemeinderat vertreten wären, sei
nicht ausschlaggebend.

Schneewittchen und 5 Zwerge?

«Das Märchen ,Schneewittchen
und die 7 Zwerge‘ wäre mit 5 nicht
denkbar», findet Leser Dominik
Bachmann: «Das Märchen würde
einen ganz anderen Verlauf neh-
men und gar nicht funktionieren.»
Aus demokratiepolitischen Grün-
den sei eine Reduktion auf 5 ein
Verlust. «Die kleineren Parteien,
welche in Bern eine wichtige Rolle
spielen, könnten so gegen eine
Päcklipolitik (FDP und SP) nur
noch Statistenrollen spielen.»

«Konkurrenzlose Machtteilung» 

«Natürlich wäre es schön, wenn
durch die Reduktion der Zahl der
Gemeinderätinnen und Gemein-
deräte ohne Leistungseinbussen
Verwaltungskosten gesenkt werden
könnten», schreibt Hans Niklausaus
Bern. Doch dies werde sich schnell
als Illusion erweisen. Die Stadt Bern
habe soeben Millionen für die Reor-
ganisation der Direktionen ausge-
geben. «Sollen nun den Organisa-
tionsberatern weitere Millionen
nachgeschoben werden, nur damit
ein Teil der notwendigen Arbeit in
Zukunft nicht mehr von politisch
verantwortlichen und abwählba-
ren Gemeinderatsmitgliedern erle-
digt wird, sondern von Chefbeam-
ten?» Zudem würde «eine konkur-
renzlose Machtteilung 2 FDP/3 SP,
wie sie bei 5 Gemeinderätinnen
und -räten absehbar ist, die Stadt
teuer zu stehen kommen.» Unter-

beschäftigte Gemeinderatsmitglie-
der «könnten ja dann immer noch
Teilzeit arbeiten und so einen ech-
ten Sparbeitrag leisten».

«An anderen Orten gehts auch»

Sie sei ganz klar für fünf Gemeinde-
ratsmitglieder, sagte Frau Blaser am
Telefon – das reiche: «An anderen
Orten geht es auch mit fünf, und die
haben mindestens so viel zu tun.»

Mehr «Unter-Gemeinderäte»

«Als Bürger, der sich beruflich als
Arbeits- und Organisationspsy-
chologe mit Fragen von Abläufen
und Führung beschäftigt, wundere
ich mich ob dieses Vorschlags, die
Exekutive zu verkleinern», teilte
Alex Bauert aus Bern mit. Die erste
Wirkung wäre wohl, so Bauert,
dass es mehr «Unter-Gemeinde-
rätinnen und -räte (Chefbeamtin-
nen und -beamte)» gäbe, denn die
Führungsarbeit bliebe die gleiche
und könnte nicht von den verblei-
benden fünf erledigt werden. Da
die «Unter-Gemeinderäte» aber
nicht politisch gewählt würden,
käme dies einem Verlust an Demo-
kratie gleich, bei etwa gleich blei-
benden Personalkosten.

«Doppelspurigkeiten»

Ein Befürworter der Gemeinde-
ratsverkleinerung ist Paul von Nie-
derhäusern aus Bern: «Fünf leisten
auf alle Fälle genauso viel wie die
heutigen sieben», findet er. Hoch-
bau und Tiefbau – heute verteilt auf
die Direktionen Planung, Verkehr
und Tiefbau von Gemeinderat
Alexander Tschäppät und auf die
Direktion für Hochbau, Stadtgrün
und Energie von Gemeinderat Ad-
rian Guggisberg – könnten zusam-
mengelegt werden, regt von Nie-
derhäusern an. Ausserdem gebe es
im Steuerwesen «ungeheure Dop-
pelspurigkeiten» mit dem Kanton.

«Fünf würden reichen»

«Fünf Gemeinderäte würden also
wirklich reichen», ist Frau Hess aus
Bern überzeugt. Sie will ihren Vor-
namen nicht nennen, um «als älte-
re Frau» keine negativen Reaktio-
nen zu erhalten. «Und darf ich
auch gleich noch sagen, wen ich
weghaben möchte?» fragte sie am
Telefon. Voilà: «Tschäppät und Oli-
bet.» Deren Politik gefällt der bür-
gerlich wählenden Frau nicht. 

«5 genügen!!»

Aus Frutigen erreichte die Redak-
tion ein Fax von A. Trachsel: «5 Ge-

meinderäte genügen!!» Und: «Die
Sozis sind überflüssig!!»

«Demokratie zu Tode sparen»

«Je weniger politische Führung,
umso mehr entscheiden Techno-
kraten ohne jede demokratische
Legitimation», schreibt Reto Muralt
aus Bern, deshalb: «5 genügen
nicht.» Aber leider sei es zurzeit
«,in‘, undifferenziert und kritiklos
auf der ,Classe politique‘ herumzu-
hacken». Wer mit der Politik unzu-
frieden sei, «soll sich selber poli-
tisch einmischen und nicht einfach
die Demokratie zu Tode sparen».

«Noch mehr Sauglattismus»

«Sollte in Bern die Stadtregierung
von 7 auf 5 Gemeinderäte reduziert
werden, verlören die kleinen Par-
teien auf der Linken und Rechten
ihre Einfluss-Stärke», gibt der Ber-
ner Historiker Erasmus Walser zu
bedenken. Nur wer finde, die
«Classe politique» gehöre ohnehin
zurückgebunden, könne das be-
fürworten. «Spareffekte à tout prix
haben sich ja je länger, umso klarer
als wenig verbunden mit den Be-
dürfnissen der Wähler gezeigt.»
Walsers Befürchtung: «Profilie-
rungsneurotische Shows bei me-
dial instrumentierten Persönlich-
keitswahlen unter den grossen
Blöcken werden noch zunehmen
und noch mehr Sauglattismus
nach sich ziehen.»

«Zusätzliche Abteilungsleiter»

Für 7 statt 5 Räte spricht sich Walter
Ackermann aus Bern aus. Erstens
sei die Stadtregierung so partei-
politisch besser abgestützt, zwei-
tens sei der Spareffekt einer Reduk-
tion zweifelhaft: «Die Arbeit wäre
genau dieselbe, es bräuchte also
zusätzliche Abteilungsleiter.»

«Auf jeden Fall unterschreiben»

«Ganz klar» für eine Reduktion
sind Werner und Elisabeth Reber
aus Bern. «Die Aufgaben sind
gehörig zurückgegangen», argu-
mentierte Werner Reber am Tele-
fon: «Wenn der Stadtrat 5 statt 7 am
Donnerstag ablehnt, werde ich auf
jeden Fall die von der FDP an-
gekündigte Initiative unterschrei-
ben.» Dass die kleineren Parteien
im Gemeinderat nicht mehr ver-
treten sein könnten, «ist nicht so
wichtig», so Reber: «Sie sind wich-
tiger im Parlament.» (swe/db)

[@] Im e-Bund (WWW.EBUND.CH)
läuft die Diskussion weiter.

Neustart im «Comet Diner»
Eine Baufirma kauft sich das US-Restaurant im Industriegebiet Süd in Lyss

R E N Z O  R U F

Das ungewöhnlichste Lysser Res-
taurant hat einen neuen Besitzer.
Die Quadro Bau Seeland AG hat
sich gestern das «Comet Diner» er-
steigert, ein originalgetreu herge-
richtetes US-Restaurant mit einem
Interieur wie in den 1950er-Jahren.
Die Lysser Baufirma bot an der Ver-
steigerung im Aarberger Amthaus
280 000 Franken und erhielt den
Zuschlag. Die UBS, Hausbank des
ehemaligen Besitzers Hans Ho-
wald, stieg bei 260 000 Franken aus
der Gant aus. Die Versteigerung
wurde nötig, weil eine Betreibung
auf Grundpfandverwertung
durchgeführt werden musste. Die
amtliche Schatzung des Restau-
rants samt Bar im Untergeschoss
im Industriegebiet Süd beläuft sich
auf 440 000 Franken.

«Das muss nun ein Ende haben»

Der neue «Comet»-Eigentümer
kennt die Lokalität sehr genau. Das
Baugeschäft ist nämlich auf dem
gleichen Grundstück an der Werk-
strasse beheimatet wie das Diner.

«Wir haben das Restaurant 1996
zusammen mit Hans Howald auf-
gebaut», sagt Adrian Christen von
der Quadro Bau Seeland AG. Be-
reits nach wenigen Monaten habe
es Probleme gegeben; das «Comet
Diner» ging deshalb in den alleini-
gen Besitz von Howald über. Die
letzten sechs Jahre habe man
machtlos mitansehen müssen, wie
unprofessionell das US-ameri-
kanische Restaurant geführt wor-
den sei und wie ein Gerant dem an-
deren die Klinke in die Hand gab.
«Das muss nun ein Ende haben»,
sagt Christen.

Zu diesem Zweck stehe die Bau-
firma in Verhandlungen mit der in
Gastrokreisen bekannten Familie
Althaus aus Lyss. «Sie wäre Garant
dafür, dass es mit der Beiz wieder
aufwärts geht.» Bereits heute be-
treibt Frederike Althaus zusam-
men mit ihrem Sohn Thomas im
Dorf zahlreiche Restaurants (unter
anderem «Spatz», «La Torre», «Bis-
tro» und «Hirschen») sowie die
weitherum bekannte Landdisco
«Castello». Mit welchem Konzept
das «Comet Diner» weitergeführt

werden soll, müssten die neuen
Pächter entscheiden, sagt Chris-
ten. Eines sei aber klar: «Das Diner
soll möglichst rasch wieder geöff-
net werden.»

Drohung mit Strafanzeige

Das auffällige Restaurant im In-
dustriegebiet Süd von Lyss wird
übrigens nicht nur der Familie Alt-
haus mehr Arbeit verschaffen.
Auch die Berner Justiz wird sich
wohl mit der Beiz beschäftigen
müssen, die Ähnlichkeiten mit ei-
nem Speisewagen hat. Mutwillig
habe Besitzer Howald nämlich ei-
nen Teil der Inneneinrichtung zer-
stört – das werde die neue Besitze-
rin Quadro Bau Seeland AG nicht
einfach so hinnehmen, sagt Adrian
Christen. Eine Strafanzeige sei in
Vorbereitung. «Sollen sie doch»,
lautet der trockene Kommentar
von Hans Howald. Er habe sich
rechtlich abgesichert, bevor er das
Restaurant geräumt habe. «Das In-
ventar gehört mir. Versteigert wur-
de einzig das Stockwerkeigentum
im Erdgeschoss und im Unterge-
schoss.»

Freie Wähler werden SPler
Die Freien Wähler Worb beschlossen nach 30 Jahren einstimmig ihre Auflösung.

M I C H A E L  S A H L I

Gegründet, um auch als politisch
Unabhängige mitreden zu können
– aufgelöst, um weiterhin als ge-
wichtige Stimmen wahrgenom-
men zu werden. Das ist, grob ver-
einfacht, die Geschichte der Freien
Wähler Worb (FWW), die an der Ge-
neralversammlung vom Diens-
tagabend nach 30 Jahren zu Ende
gegangen ist. Von den 35 Mitglie-
dern waren 14 anwesend, 10 äusser-
ten sich schriftlich zur Auflösung.
Der Entscheid fiel einstimmig.

Das Ende zeichnete sich ab: Die
politische Arbeit wurde der kleinen
Fraktion im Laufe der Zeit zu um-
fangreich und zu aufwändig, der
politische Einfluss, mit stetig
schwindender Mitgliederzahl, zu
gering. «Der von uns angestrebte
Austausch mit Gemeindebürgern
ist echolos geblieben», sagt die ehe-
malige Parteipräsidentin Ruth
Bichsel. Vor allem aber habe sich
die moderne Politik immer mehr
von kommunaler Steuerung hin zu
regionaler oder gar kantonaler
Strategie entwickelt, begründen

die ausschliesslich auf Gemein-
deebene aktiven FWW den Ent-
scheid. Diese Konstellation habe
auch ein weiterführendes politi-
sches Engagement unmöglich ge-
macht, sagt Ruth Bichsel, obwohl
weder sie noch ihr Mann Jürg Bich-
sel politische Ambitionen hegten.

Kommissionsmitglieder bleiben

Drei Freie Wähler, Ruth und Jürg
Bichsel sowie Jonathan Gimmel,
sind gegenwärtig Mitglieder des
Worber Parlaments und bildeten
damit bisher die viertstärkste Kraft.
Um in Zukunft unter anderem von
einem professionelleren Partei-
umfeld, vom direkten Einfluss auf
die Exekutive und vom besseren
Zugang zu Informationen zu poli-
tischen Themen profitieren zu kön-
nen, haben die drei den Wunsch
geäussert, sich der SP anzuschlies-
sen – Gimmel und Ruth Bichsel als
Vollmitglieder, Jürg Bichsel als Par-
teiloser. Den Mitgliedern sei der
Wechsel zur SP freigestellt, sagte
die Parteipräsidentin. Die Kom-
missionsmitglieder verbleiben im
Amt bis Ende der Legislatur. Die

SP-Parteiversammlung hat dem
Aufnahmegesuch der Ex-FWW-
Parlamentarier gestern Abend zu-
gestimmt.

Bereicherung für die SP

Die Nähe zur SP überrascht
nicht. «Wir waren mehrheitlich,
wenn auch nicht immer, gleicher
Auffassung», sagt Bichsel. Aber:
«Einem Stimmzwang in der SP-
Fraktion würden wir uns nicht un-
terwerfen.» Sie seien sicher eine
Bereicherung für die SP, sagt Bich-
sel. «Wir stehen für eine Öffnung
der Partei zur Mitte hin» – zum Bei-
spiel beim Thema Verkehr.

Mit «Wehmut» hätten sie den
Verein am Dienstag zu Grabe getra-
gen, sagt Bichsel. Es habe weh ge-
tan, einsehen zu müssen, der Kraft
der konventionellen Parteien zu
wenig entgegenzusetzen zu haben,
meint Ruth Bichsel. Das verblei-
bende Vereinsvermögen von rund
3000 Franken wollen die ehemali-
gen Freien Wähler dem Aufbau des
Projekts «Kultursäule Worb» – für
Plakataushänge der Worber Verei-
ne – zukommen lassen.

Dank 5 statt 7 mehr Platz im Erlacherhof? Klaus
Baumgartner (v. o.), Alexander Tschäppät, Edith
Olibet, Therese Frösch, Kurt Wasserfallen, Ursula
Begert, Adrian Guggisberg. SA, MIG, MOS


